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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:  

 

1. Ist der Senat bereit, über die zugesagten Bürgschaf-

ten für Kredite und die bisher bekannten Darlehen hinaus 

irgendwelche weiteren Verbindlichkeiten der Flughafen 

Berlin-Brandenburg GmbH oder einer mit dieser verbun-

denen Gesellschaft zu übernehmen? 

 

Zu 1.: Der Senat sieht weder eine Notwendigkeit zur 

Übernahme weiterer Verbindlichkeiten der Flughafen 

Berlin-Brandenburg GmbH (FBB) oder einer mit dieser 

verbundenen Gesellschaft, noch wurde an ihn ein solches 

Begehren von Seiten der FBB herangetragen. Hiervon 

unabhängig hat das Land Berlin als Gesellschafter der 

FBB im Oktober 2016 – gleichlautend mit den beiden 

Mitgesellschaftern Land Brandenburg und Bundesrepub-

lik Deutschland – in dem Bürgschaftsverfahren eine fi-

nanzierungstechnische Erklärung gegenüber den Bürgen 

in Bezug auf seine grundsätzliche Bereitschaft zur anteili-

gen Mitwirkung an der Gesamtfinanzierung des Flugha-

fenprojekts abgegeben. Die Gesellschafter haben diese 

Erklärung allein im Innenverhältnis zu den Bürgen abge-

geben. Sie begründet ausdrücklich keine Ansprüche der 

FBB oder Dritter.   

 

 

2. Welches Bonitätsrating nach Moodys hat die Flug-

hafen Berlin Brandenburg GmbH aktuell? 

 

Zu 2.: Die Flughafen Berlin Brandenburg GmbH 

(FBB) hat das Bonitätsrating „A1 mit stabilem Ausblick“. 

 

 

Berlin, den 11. April 2017 

 
In Vertretung 

 

Dr. Margaretha Sudhof 

Senatsverwaltung für Finanzen 
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